
§ 13 HBauO - Werbeanlagen 

Stand 14.03.2007 

Welches Genehmigungsverfahren ist für Werbeanlagen anzuwenden? 

Grundsätzlich ist für Werbeanlagen das Baugenehmigungsverfahren mit Konzentrati-
onswirkung nach § 62 HBauO vorgesehen. Ausgenommen sind die verfahrensfreien 
Werbeanlagen gemäß Nr. 11 der Anlage 2 zur HBauO und in Einzelfällen Werbean-
lagen als Nebenanlagen eines nach § 61 HBauO genehmigungsfähigen Vorhabens 
(siehe FAQ zu § 61 Absatz 1 HBauO). 

Wahlfreiheit:  

Der Antragsteller kann für verfahrensfreie Werbeanlagen die Durchführung des ver-
einfachten oder des konzentrierten Genehmigungsverfahrens wählen. Da im verein-
fachten Genehmigungsverfahren die für eine Werbeanlage entscheidenden Fragen 
des Bauordnungsrechts (§§ 12,13) und der nach § 81 HBauO erlassenen Gestal-
tungsverordnungen nicht geprüft werden, sollte die Bauaufsichtsbehörde dem An-
tragsteller das konzentrierte Baugenehmigungsverfahrens nach § 62 HBauO emp-
fehlen. 

Sonderfall: Werbeanlagen, die auf/über öffentlichem Grund liegen 

Werbeanlagen auf öffentlichem Grund benötigen immer eine Sondernutzungserlaub-
nis. Für Werbeanlagen, für die eine wegerechtliche Genehmigung erforderlich ist, 
muss keine zusätzliche Genehmigung durch die Bauaufsichtsbehörde beantragt wer-
den. Sie sind gemäß Nr. 11.7 der Anlage 2 zur HBauO aus bauordnungsrechtlicher 
Sicht verfahrensfrei. Die Prüfung der bauordnungsrechtlichen Anforderungen erfolgt 
durch Beteiligung der Bauaufsichtsbehörde am wegerechtlichen Genehmigungsver-
fahren. 

Nutzt der Antragsteller sein Wahlrecht und entscheidet sich bei einer Werbeanlage 
auf öffentlichem Grund für das konzentrierte Verfahren, wird die wegerechtliche Son-
dernutzungserlaubnis mit der Baugenehmigung erteilt. 

In beiden Fällen gibt es nach „außen“ nur eine Genehmigung. Im Innenverhältnis 
wird der andere Rechtsbereich jedoch stets mitgeprüft und „integriert“. 

Stand 12.12.2022  

Was ist Prüfgegenstand einer Werbeanlage im § 62-Verfahren? 

Die Prüfbereiche von Werbeanlagen im konzentrierten Verfahren sind vom Einzelfall 
abhängig. 

Bauordnungsrecht: 

Stets zu prüfen sind § 12 (Gestaltung) und § 13 (Werbeanlagen) HBauO. Betroffen 
sein können auch der § 6 (Abstandsflächen) HBauO oder die nach § 81 HBauO er-
lassenen Gestaltungsverordnungen. 



Bei gebäudeunabhängigen Werbeanlagen mit einer Höhe von ≥ 5 m über der Gelän-
deoberfläche sind Standsicherheitsnachweise zu fordern und zu prüfen (siehe auch 
FAQ zu § 68 HBauO). 

Planungsrecht: 

Zu prüfen ist die Zulässigkeit im Baugebiet nach der Art der Nutzung sowie die Ein-
haltung gestalterischer Festsetzungen in Bebauungsplänen oder in Erhaltungsver-
ordnungen nach § 172 BauGB. 

Baunebenrecht: 

Zu beachten sind z. B.: 

•                      Wegerecht, 
•                      Denkmalschutzrecht, 
•                      Wasserrecht, 
•                      Verkehrsrecht (StVO), 
•                      Fernstraßengesetz. 

 


